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VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
Sport

SiK-SR Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates
SEM Staatssekretariat für Migration
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
WBF Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
BWL Bundesamt für wirtschaftliche Landesversorgung

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats
SEM Secrétariat d'Etat aux migrations
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
DEFR Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
OFAE Office fédéral pour l'approvisionnement économique du pays
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Ein Bundesbeamter habe im Jahr zuvor Schlagzeilen gemacht, weil er «Zeit zum
Pornoschauen» gehabt habe. Seine Stelle sei in der Folge ersatzlos gestrichen worden.
Dies müsse aufhorchen lassen, begründete Thomas Burgherr (svp, AG) seine Motion, mit
der er gegen Ineffizienzen in der Bundesverwaltung hätte vorgehen wollen. Es müsse
ein Massnahmenprogramm eingeleitet werden, mit dem unterbeschäftigte Personen,
Chefs ohne Unterstellte, nicht klar definierte Aufträge, Doppelspurigkeiten sowie
ineffiziente Verfahren in der Verwaltung ausgemacht werden könnten. Die
Bundesverwaltung müsse – wie die Privatwirtschaft auch – Prozesse und Abläufe
regelmässig überprüfen. Damit sorge der Bund für schlanke Strukturen und vermeide
ein «Boreout», also einen Zustand ausgesprochener Unterforderung am Arbeitsplatz. 
Der Bundesrat versicherte in seiner Ablehnung des Begehrens, dass er das Ziel einer
effizienten Personalbewirtschaftung mit dem Motionär teile, dass ihm aber bereits
genügend Rechtsmittel zur Verfügung stünden, um dieses Ziel auch zu erreichen. 
Die Motion wurde Mitte Juni 2020 abgeschrieben, weil sie innert zweier Jahre nicht
behandelt worden war. 1

MOTION
DATUM: 19.06.2020
MARC BÜHLMANN

Ein System zum Management der Produktivität des Personals in der Bundesverwaltung
hatte Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH) in einer 2018 eingereichten Motion gefordert. Damit
sollte die Produktivität erhöht und die dauernde Personalaufstockung gestoppt werden.
Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung und betonte mit Verweis auf seine
Antwort zur Motion Burgherr (Mo. 18.3345), dass das neue Führungsmodell für die
Bundesverwaltung (NFB), das seit 2017 in Kraft sei, bereits einem von der Motion
verlangten System entspreche. Nachdem Bigler 2019 nicht mehr ins Parlament gewählt
worden war, übernahm zwar Albert Vitali (fdp, ZH) das Anliegen, jedoch wurde die
Motion nach dem Tod des Luzerner Freisinnigen 2020 zwei Jahre nach ihrer
Einreichung abgeschrieben. 2

MOTION
DATUM: 10.09.2020
MARC BÜHLMANN

«Exzesse beim Umgang mit staatlichen Spesen» und «Spesenskandale» lösten Unmut in
der Bevölkerung aus, begründete Thomas Burgherr (svp, AG) seine Motion, mit der er
den Spesenaufwand beim Bund reduzieren will. Dieser Unmut habe auch damit zu tun,
dass die grosszügigen Arbeitsbedingungen und Löhne von Mitgliedern der
Bundesverwaltung der Öffentlichkeit bekannt seien. Spesenentschädigungen brauche
es zwar, aber ein Vergleich mit der Privatwirtschaft zeige ein Missverhältnis: Während
dort pro Vollzeitstelle CHF 700 bis 800 an Spesen pro Jahr ausbezahlt würden, läge
dieser Betrag im WBF bei CHF 4'000 pro Person und Jahr, beim EDA gar bei über CHF
5'500 und im Staatssekretariat für internationale Finanzfragen bei mehr als CHF 11'000.
Mit einer Kürzung von 50 Prozent der über CHF 120 Mio., die alleine im Jahr 2018 in
allen Departementen für Spesen ausgegeben worden seien (Spesen der Gerichte und
der Bundeskanzlei nicht einberechnet), könne nicht nur Exzessen und Skandalen
vorgebeugt, sondern könnten auch Bescheidenheit und Effizienz unterstrichen werden,
so der Aargauer Volksvertreter in der Debatte im Nationalrat in der Wintersession
2020. Gerade in Anbetracht der wirtschaftlichen Folgen der Pandemie müsse der Staat
mit gutem Beispiel vorangehen. Finanzminister Ueli Maurer warb für die Ablehnung der
Motion. Er erinnerte daran, dass der Vorstoss auf ein Ereignis im VBS zurückgehe, das
es in die Medien geschafft habe. Das VBS habe inzwischen Massnahmen vorgenommen
und es sei nicht angezeigt, aufgrund eines Einzelfalles alle Spesenausgaben zu
halbieren. Der Grossteil dieser Spesen betreffe Flugreisen und Hotelübernachtungen
im Rahmen von internationalen Konferenzen, an denen die Interessen der Schweiz
vertreten sein müssten. Die Spesenentschädigung sei ordentlich, aber nicht grosszügig.
Er sei ja bei internationalen Konferenzen oft dabei, so Maurer: «Wir bezahlen unser
Getränk und unser Essen in der Regel aus der eigenen Tasche.» Er könne sich zudem
die Bemerkung nicht verkneifen, dass Bundesangestellte oft neidisch auf die
Spesenentschädigung der Parlamentsmitglieder schauen würden: «Sie könnten auch
bei Ihnen noch einmal über die Bücher gehen, falls Sie den Vorstoss doch annehmen»,
so der Aufruf Maurers an die Nationalrätinnen und Nationalräte. Diese lehnten den
Vorstoss jedoch mit 134 zu 52 Stimmen (ohne Enthaltungen) ab. Lediglich die Fraktion

MOTION
DATUM: 17.12.2020
MARC BÜHLMANN
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des Motionärs stimmte geschlossen für das Vorhaben. 3

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Thomas Burgherr (udc, AG) a déposé une motion afin de renforcer la compétitivité de
l'industrie helvétique. Il préconise notamment un assouplissement des normes
législatives sur le marché du travail, une déréglementation, une réduction du fardeau
administratif des entreprises, ou encore des incitations fiscales. 
Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion. En effet, la majorité des points
soulevés ont déjà été traités dans d'autres objets. La motion a été classée car elle n'a
pas été examinée dans les délais.

MOTION
DATUM: 20.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Im September 2017 hatte Thomas Burgherr (svp, AG) mit einer Motion verlangt, dass die
Prüfungsintervalle bei Strassenfahrzeugen verlängert würden.  Dazu sei die
Verordnung über die technischen Anforderungen an Strassenfahrzeuge anzupassen.
Der Motionär begründetet dies mit den Entwicklungen im Fahrzeugbau und dem
wirtschaftlichen Aufwand, den die Fahrzeugprüfungen mit sich bringen würden. 
Der Bundesrat lehnte das Ansinnen ab und verwies auf eine Verordnungsanpassung, die
kurz zuvor, per Anfang Juli 2017, in Kraft getreten war und bereits eine Verdoppelung
des Prüfungsintervalls für Lastwagen von einem auf zwei Jahre enthalten hatte. Es gebe
keinen Grund, nach so kurzer Zeit bereits eine weitere Erhöhung des Prüfungsintervalls
vorzunehmen, zumal keine neuen Entwicklungen vorlägen. 
Auch zwei Jahre später, als die Motion im September 2019 in den Nationalrat kam, hielt
Bundesrätin Sommaruga fest, es habe keine derart grossen technischen Entwicklungen
gegeben, dass das Prüfungsintervall erneut erhöht werden müsste. Im internationalen
Vergleich stehe die Schweiz gut da. Die grosse Kammer folgte diesem Votum und lehnte
die Motion mit 109 zu 77 Stimmen (0 Enthaltungen) ab. 4

MOTION
DATUM: 12.09.2019
NIKLAUS BIERI

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Die Kritik an der Pflichtlagerhaltung des Bundes im Rahmen der Corona-Pandemie
nahm Thomas Burgherr (svp, AG) in einer Motion auf, stellte dem entsprechenden
Konzept des Bundes jedoch generell eine gute Note aus. Dennoch forderte er den
Bundesrat auf, das «Konzept der Pflichtlagerhaltung zu überprüfen und den
Produktkatalog und die Bedarfsabdeckung auszuweiten», insbesondere bei den
Medizinprodukten. Zu prüfen sei auch ein Multisourcing, also ein Bezug von mehreren
Quellen, um die Abhängigkeit von einzelnen Anbietenden zu verringern. Beibehalten
wollte er hingegen ausdrücklich die wirtschaftliche Orientierung der
Pflichtlagerhaltung. Der Bundesrat pflichtete der Notwendigkeit einer solchen Analyse
bei, ergänzte diese aber um die Bereiche «Schutzausrüstungen» und «Biozide», also
insbesondere um Atemschutzmasken sowie Desinfektionsmittel. Zudem betonte er,
dass die Pflichtlagerhaltung nicht das alleinige Mittel zur Sicherstellung eines nötigen
Bestandes sei, so stellten auch freiwillige Lagerhaltungsverträge mit Unternehmen, eine
Verpflichtung von Unternehmen zu Mindestvorräten oder der Aufbau inländischer
Produktionskapazitäten denkbare Möglichkeiten dar. In der Herbst- respektive
Wintersession 2020 sprachen sich National- und Ständerat stillschweigend für die
Motion aus, nachdem sie zuvor auch von der SiK-SR befürwortet worden war. 5

MOTION
DATUM: 15.12.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Epidemien

Mit einer Motion forderte Sophie Michaud Gigon (gp, VD) den Bundesrat zum Ergreifen
von Massnahmen bezüglich des Wiederaufbaus des Ethanol-Pflichtlagers des Bundes
oder zur Delegation dieser Aufgabe an eine Drittpartei auf. Die mit der Covid-19-
Pandemie verbundene höhere Nachfrage nach Desinfektionsmitteln, die aus Ethanol
bestehen, habe zu Unterbrüchen in der Lieferkette und zu höheren Preisen geführt. In
der Vergangenheit habe die Schweiz über ein Lager von 8'000–10'000 Tonnen Ethanol
verfügt. Dieses sei allerdings im Zuge «der Privatisierung des Profitcenters der
Eidgenössischen Alkoholverwaltung» 2018 verkauft worden. Hätte man während der
Pandemie noch über die entsprechenden Ressourcen verfügt, so wäre der Einsatz von
«Geld und Energie» erspart geblieben. In seiner Stellungnahme begrüsste der
Bundesrat den Vorstoss. Die Corona-Krise habe die Wichtigkeit von Ethanol aufgezeigt.
Bis zur Gesamtschau der Pflichtlagerhaltung, die der Bundesrat im Zusammenhang mit
einer Motion Burgherr (svp, AG; Mo. 20.3197) ausarbeite, soll mit einer Übergangslösung
eine angemessene Ethanolversorgung sichergestellt werden. Dafür beantragte das BWL
im Nachtrag IIb zum Voranschlag 2020 CHF 95'000. In der Herbstsession 2020 nahm
der Nationalrat das Geschäft diskussionslos und stillschweigend an. 6

MOTION
DATUM: 25.09.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Remettant en cause les différents rapports faisant état d'un régime dictatorial dans le
pays de la corne de l'Afrique, le conseiller national Burgherr (udc, AG) demande au
Conseil fédéral de durcir la pratique de l'asile à l'égard de l'Erythrée. Partant en outre
du principe que les personnes qui désertent l'armée ne sont en danger que dès le
moment où elles fuient, elles ne devraient pas recevoir l'asile en Suisse, comme prévu
par la dernière révision de la loi sur l'asile. Le député évoque de plus des rapports plus
récents qui attesteraient que les personnes retournant en Erythrée ne risquent pas de
persécution et montrent même des signes d'une évolution encourageante de la
situation du pays. Simonetta Sommaruga, lors du débat en chambre basse, a exposé les
raisons du désaccord du Conseil fédéral par rapport à l'objet: il est impossible
d'imposer un durcissement généralisé pour l'ensemble des ressortissants et
ressortissantes d'un pays, car cela contrevient au droit constitutionnel et à la tâche du
SEM qui consiste à examiner chaque demande d'asile. Cette application du secrétariat
d'Etat aux migrations permet d'ailleurs de ne pas accorder l'asile aux personnes qui
n'en ont pas besoin, selon la conseillère fédérale socialiste. Les députées et députés
ont suivi cet avis et se sont prononcés à 118 voix contre 73 et 2 abstentions en défaveur
de la motion.

MOTION
DATUM: 15.03.2018
SOPHIE GUIGNARD

1) Mo. 18.3345
2) Mo. 18.3773
3) AB NR, 2020, S. 2669 ff.
4) AB NR, 2019, S. 1533
5) AB NR, 2020, S. 1890; AB SR, 2020, S. 1376 ff.; Bericht SiK-SR vom 16.10.20
6) AB NR, 2020, S. 1892
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